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4 Preußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1922 Nr. 28. 


— — — — — 
Inhalt: Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Gewährung ſtaatlicher Arbeitgeberdarlehen, S. 167. — Geſezz 
— über eine Erhöhung der Beamtenbezüge, S. 168. — Geſetz über die Verwaltung von Helgoland, S. 169. — Geſesz 
über die Neuordnung der kommunalen Verfaſſung und Verwaltung in der Oſtmark, S. 171. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze 
vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, S. 177. 


(Ar. 12309.) Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Gewährung ſtaatlicher Arbeitgeber⸗ 
darlehen. Vom 7. Juni 1922. i 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Sl 


Zwecks Gewährung beſonderer Beihilfen (Arbeitgeberdarlehen) zur Abbürdung der Baukoſten. 
überteuerung bei der Schaffung neuer Wohnungen, die Beamten, Angeſtellten und Arbeitern der 
90 9 hungen, 1 9 


Staatsverwaltung zugute kommen, dürfen vierhundert Millionen Mark verwendet werden. 
d / 


$ 2. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Bereitſtellung der nach 8 1 bewilligten Mittel 
eine Anleihe durch Veräußerung eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen aufzunehmen. 
Die Anleihe iſt jährlich mit 3 vom Hundert des urſprünglichen Kapitals zu tilgen unter Hinzu⸗ 
rechnung der durch die Tilgung erſparten Zinſen, dieſe zu 5 vom Hundert gerechnet. 

(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweifungen ift der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
werden von der Hauptverwaltung der Staatsſchulden mittels Anterſchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt. 

(3) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa dazugehörige Zinsſcheine und Wechſel 
können ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem beſtimmten Wertverhältniſſe 
gleichzeitig auf in- und ausländiſche Währungen ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

(4) Schatzanweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 

6) Die Mittel zur Einlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können durch Ausgabe 
von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nenn— 
betrage beſchafft werden. i 

(e) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 


Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 


Anordnung des Finanzminiſters 14 Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Ver 
zinſung oder Umlaufszeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit 


dem die Verzinſung oder Amlaufszeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder Wechſel aufhört, 


Geſebſammlung 1922. (Nr. 1230912312) 5 
Ausgegeben zu Berlin den 27. Juli 1922. 32 
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(7) Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins- oder Diskontſatze, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher Umlaufszeit ſowie zu welchen Kurſen 
die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter. Ebenſo bleibt ihm im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes 
ſowie der näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 

8) Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die Vorſchriften des Ge— 
ſetzes vom 19. Dezember 1869 (Geſetzſamml. S. 1197), des 1 vom 8. März 1897 (Eeſetz⸗ 
ſamml. S. 43) und des Geſetzes vom 3. Mai 1903 (Geſezſamml. S 155) anzuwenden. 


83. 
Die Ausführung Bios Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird e verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 7. Juni 1922. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. Hirtfiefer.- 


(Nr. 12310.) Geſetz über eine Erhöhung der Beamtenbepige. Vom 20. Juli 1922. 


De Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel J. 

Das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staaksbeamten (Beamten -Dienſt⸗ 
einkommensgeſez) vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 135) in der Faſſung des Ge⸗ 
ſetzes über eine Erhöhung der Ausgleichszuſchläge vom 15. Juni 1922 (Geſetzſamml. S. 137) 
wird wie folgt geändert: f 

Im $ 18 erhält Abſ. 2 folgende Faſſung: 

Der Ausgleichszuſchlag wird bis zur anderweiten Feſtſetzung . den Staats- 
haushaltsplan oder durch beſonderes Geſetz für alle im Abf. 1 genannten Bezüge gleich— 
mäßig auf 105 vom Hundert feſtgeſetzt. 


Artikel II. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Juni 1922 in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. g 
Berlin, den 20. Juli 1922. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium.“ 
Braun. Nichten 


ET 
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(Rr. 12311.) Geſetz über die Verwaltung von Helgoland. Vom 21. Juli 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
§ 1. 


Die Landgemeinde Helgoland wird in bezug auf die ſtaatliche Verwaltung von dem Kreiſe 

Süderdithmarſchen abgelrennt. 
8 2 

Die ſtaatliche Verwaltung auf der Inſel Helgoland, ſoweit fie in Landkreiſen der Provinz 
Schleswig⸗Holſtein dem Landrate zuſteht, übt mit den gleichen Rechten und Pflichten der Landrat 
von Helgoland aus. Er hat ſeinen dienſtlichen Wohnſitz auf der Inſel. 

Der Landrat von Helgoland verwaltet auch die Geſchäfte der örtlichen Polizei ſowie die be⸗ 
ſonderen obrigkeitlichen Geſchäfte, die bisher auf Helgoland dem Landrat oder dem landrätlichen 
Hilfsbeamten geſetzlich oder herkömmlich zuſtanden. f 


An die Stelle des Kreisausſchuſſes tritt zur Mitwirkung in den Geſchäften der allgemeinen 
Landesverwaltung ein Inſelausſchuß. 

Der Inſelausſchuß beſteht aus dem Landrat als Vorſitzenden und aus zwei Mitgliedern. 
Er iſt bei Anweſenheit des Vorſitzenden und der beiden Mitglieder oder ihrer Stellvertreter be— 
ſchlußfähig. 

Die Mitglieder und für jedes Mitglied ein erſter und ein zweiter Stellvertreter werden im 
gleichen Wahlgange von der Gemeindevertretung der Landgemeinde Helgoland aus der Zahl der 
Einwohner der Inſel, welche Angehörige des Deutſchen Reichs ſind, das 25. Lebensjahr zuriick 
gelegt haben und zur Teilnahme an den Gemeindewahlen berechtigt find, im Wege der Verhältnis⸗ 
wahl gewählt. Sie werden unmittelbar nach jeder Neuwahl der Gemeindevertretung neu gewählt. 

Mitglieder des Gemeindevorſtandes und der Gemeindevertretung ſind von der Wählbarkeit 
ausgeſchloſſen. Nicht wählbar ſind ferner Perſonen, welche nach § 2 des Landeswahlgeſetzes vom 
3. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 559) von der Ausübung des Wahlrechts ausgeſchloſſen oder 
an ihr behindert ſind. 

Jede Wahl verliert ihre Wirkung mit dem Aufhören einer der für die Wählbarkeit vorge⸗ 
ſchriebenen Bedingungen. 

Scheidet ein Mitglied des Inſelausſchuſſes im Laufe der Amtsdauer aus, ſo tritt an ſeiner 
Stelle als Mitglied ſein erſter Stellvertreter, an deſſen Stelle der zweite Stellvertreter als erſter 
und für ihn, ſofern im Wahlvorſchlage die Reihenfolge nicht anders beſtimmt iſt, als zweiter 
Stellvertreter derjenige Erſatzmann ein, der hinter dem an letzter Stelle zum Stellvertreter ge⸗ 
wählten als nächſter Bewerber auf dem Wahlvorſchlage ſteht. Entſprechend regelt ſich das Nach— 
rücken, wenn ein Stellvertreter im Laufe der Amtsdauer ausſcheidet. 

Beim Ablaufe der Amtsdauer bleiben die Mitglieder und die Stellvertreter bis zur Ein— 
führung der Neugewählten im Amte. Ausgeſchiedene können wiedergewählt werden. 
32* 
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9 5. 

Das Amt eines Mitglieds oder Stellvertreters im Inſelausſchuß iſt ein Ehrenamt⸗ 
Hinſichtlich der Verpflichtung zur Annahme des Aintes, der Dauer der Verpflichtung zu ſeiner 
Führung, der Berechtigung zur Ablehnung oder Niederlegung des Amtes, der Folgen unberechtigter 
Verweigerung der Amtsausübung ſowie hinſichtlich der Entſchädigung für die Amtsausübung 
finden die für die Mitglieder der Gemeindevertretung geltenden Beſtimmungen ſinngemäß An— 
wendung. N er 

Die näheren Beſtimmungen für die Durchführung der Wahl der Mitglieder des Inſelaus— 
ſchuſſes und ihrer Stellvertreter, für die Wahlprüfung und für das Verfahren bei Anfechtung 
der Wahl erläßt, ſoweit hierüber geſetzliche Vorſchriften nicht ergangen ſind, der Miniſter des 
Innern. Er 

In dem ſo geordneten Verfahren findet auch die Entſcheidung im Falle des § 4 Abſ. 3 ftatt. 


m 


8 
pen te Tas ae, 
Die neugewählten Mitglieder des Inſelausſchuſſes und ihre Stellvertreter werden von dem 
Landrate beim Antritt ihres Amtes vereidigt. i e 
Sie unterliegen in diſziplinarer Hinſicht den gleichen Vorſchriften wie die Mitglieder eines 
Kreisausſchuſſes.— i 952 


Flur die Zuſtändigkeit, das Verfahren und den Geſchäftsgang des Inſelausſchuſſes ſowie hin— 
ſichtlich der Rechtsmittel gegen feine Entſcheidungen gelten die für den Kreisausſchuß in der Pro— 
vinz Schleswig-Holſtein beſtehenden Vorſchriften. 5 
Der Vorſitzende des Inſelausſchuſſes iſt jedoch in allen Fällen befugt und, ſofern er die 
Beſchlußfaſſung oder Entſcheidung durch den Inſelausſchuß nicht nach Lage der Sache für er 
forderlich erachtet, verpflichtet, zunächſt namens des Inſelausſchuſſes die Entſcheidung in Form 
eines mit Gründen verſehenen Beſcheides zu fällen und namens der Behörde Verfügungen zu er— 
laſſen. Er kann zur Vorbereitung der Entſcheidung Unterſuchungen an Ort und Stelle veranlaſſen, 
Zeugen und Sachverſtändige laden und eidlich vernehmen, überhaupt den von den Parteien ange— 
tretenen oder von ihm für erforderlich erachteten Beweis in vollem Umfang erheben. Auf den 
Beſcheid und die Verfügungen des Vorſitzenden finden die Vorſchriften in § 64 Abſ. 3 bis 7, 
$ 117 bj. 3 bis 5 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
Geſetzſamml. S. 195) Anwendung. e eee ee Kin SuM 
Entſcheidende Difziplinarbehörde erſter Inſtanz in dem Verfahren auf Entfernung des Ge— 
meindevorſtehers, der Schöffen oder ſonſtigen Beamten der Landgemeinde Helgoland aus dem Amte 
(8 36 Abſ. 1 Ar. 4 des Juſtändigkeitsgeſetzes) iſt der Bezirksausſchuß. Die Einleitung des Ver 
fahrens ſowie die Benennung des Unterſuchungskommiſſars und des Beamten der Staatsanwalt 
ſchaft ſteht dem Negierungspräfidenten zu. Die Amtsunkoſten des Inſelausſchuſſes, ſoweit fie 
nicht in den eigenen Einnahmen der Behörde Deckung finden, trägt die Landgemeinde Helgoland. 


— 471. — 


995 

Die Landgemeinde Helgoland iſt berechtigt, die ihr nach dem geltenden Ortsabgabenrechte 
zuſtehenden Gemeindeabgaben durch von ihr zu erlaſſende Steuerordnungen oder Gemeindebeſchlüſſe 
anderweit zu regeln. Die Steuerordnungen und Beſchlüſſe unterliegen der Genehmigung des 


Landrats. Gegen die Verſagung der Genehmigung iſt. binnen. zwei Wochen Beſchwerde an. den 


Regierungspräſidenten zuläffig, der endgültig entſcheidet. i 5 
In gleicher Weiſe iſt die Gemeinde berechtigt, weitere, nach den im Lande Preußen geltenden 

geſetzlichen Vorſchriften zuläſſige Gemeindeabgaben einzuführen. 
In den nach Abſ. 1, 2 zu erlaſſenden Steuerordnungen und Beſchlüſſen können gegen Zu⸗ 
widerhandlungen gegen ihre Beſtimmungen die im preußiſchen Kommunalabgabengeſetze zugelaſſenen 
Strafen angedroht werden. 
f Hinſichtlich der gegen die Veranlagung zu den Gemeindeabgaben zuläſſigen Rechtsmittel bleiben - -- 
die für Helgoland geltenden Vorſchriften unberührt. = „„ 


5 825 8 10. BE, 

Der Minifter des Innern erläßt die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Ve 
ſtimmungen. 

911. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1922 in Kraft. \ 

Zugleich treten entgegenſtehende Vorſchriften, insbeſondere § 7 des Geſetzes, betreffend die 
Vereinigung der Inſel Helgoland mit der preußiſchen Monarchie, vom 18. Februar 1891 (Geſetz— 
ſamml. S. 11) außer Kraft. 

Die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes im Verwaltungsſtreitverfahren oder im Beſchluß⸗ 
verfahren anhängig gemachten Sachen werden von den bisher zuſtändigen Behörden nach den bisher 
geltenden Vorſchriften zu Ende geführt. f ̃ 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 8 


Berlin, den 21. Juli 1922. 


Ele) a; Das Preußiſche Staatsminifterium, 
N Braun. Severing. 


(Nr. 12312.) Geſetz über die Neuordnung der kommunalen Verfaſſung und Verwaltung in der Oſtmark. 
Vom 21. Juli 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
91. Mn 


Mit Rückſicht auf die Abtretung preußiſcher Landesteile durch den Vertrag von Verſailles findet 
die Neu- oder Umbildung folgender Kreiſe und Provinzen ſtat . 


an 


() Der Reſtkreis Heydekrug wird mit dem b mettre Nirberüitg vereinigt. 


(2) 
Senteinen und. Moritzkehmen ſowle der Guts bezirk Paszelgſten werden mit dem Stadtkreiſe a 


vereinigt. 
(3) Die zum Gemeindebezirk Senteinen gehörigen Parzellen des Kartenblatts Nr. 2. 


4 145 146 147 220 221 162 205 206 78 79 2ʃ4 215 ̃ 8 
56 57 58 59 6 68 68 63 68 ee 
i e s il 89 187 188 I 190 191 105 196 
98 usw., 101 102 103 104 e 9s ds gs uw, 10g uſw., 103, 108, 108. 
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109 109 m 109 108 109 

ſowie die zum Gemeindebezirke Moritzkehmen gehörigen Parzellen des Kartenblatts Nr. 2 
30 125 136 138 187 139 440 kal 142 143 60 61. 61½½ 62 63% 6 65 

M 8 1 
e 181 299,995 ß 77... 80 Fapar age 
F e ee 90 
161 165 166 167 168 169 192 193 194 179 12 201 202 203 155 20 156 
92 93 94 95 90° 97 105 106 106 107 113.218 113 IIA IIA 15 

158 116 lig 120 143 

ee 1210, 55 

werden mit der ee Eromeiten, die zum Gemeindebezirke Moritzkehmen gehörigen Parzellen 


des Kartenblattes Nr. 


werden mit der Gemeinde Birjohlen vereinigt. 

(4) Der Reſtkreis Tilſit mit Ausnahme der im Abſ. 2 bezeichneten Gemeinden und die zum 
Reſtkreiſe Niederung gehörigen Gemeinden Blausden, Pauperiſchken, Puskeppeln, Skoblienen, Smala- 
dumen (Kirchſpiel Neu-Argeningken) ſowie Alloningken, Birkenwalde, Groß Brettſchneidern, Klein 
Brettſchneidern, Groß Dummen, Klein Dummen, Geidwethen, Förſterei Grünheide, Groß Iſchdaggen, 
Kattenuppen, Kaukwethen, Kaukweth⸗Kludszen, Kellmienen, Krauleiden, Kühlen, Förſterei Lapienen, 
Papuſchienen, Sandlauken, Schillkojen, Seikwethen, Skardupönen, Groß Wingsnupönen (Kirchſpiel 
Jurgaitſchen) werden mit dem Reſtkreiſe Ragnit zu einem Landkreiſe Tilſit⸗Ragnit vereinigt. Sitz 
des Landratsamts iſt Tilſit. 

(5) Der Reſtkreis Danziger Niederung wird mit dem Reſtkreis Elbing vereinigt. 

(6) Der Reſtkreis Neuſtadt i. Weſtpr. ſowie der Reſtkreis Karthaus mit Ausnahme der Reſt— 
gemeinden Zukowken, Mühlchen und Jamen, die dem eee Bütow einverleibt 1 werden 


mit dem Landkreis Lauenburg i. Dom, vereinigt. 


) Die zum Reſtkreiſe Tilſit gehörigen Gemeinden Schillgallen, Dwiſchacken, Kallwen, Kaltocken, = 
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(7) Der Reſtkreis Konitz wird mit dem Reſtkreiſe Schlochau vereinigt. Die zum Reſtkreiſe 
Schlochau gehörigen Reſtgemeinden Adl. Brieſen und Adl. Lonken werden mit dem Landkreiſe 
Rummelsburg vereinigt. : 


6) Die Reſtkreiſe Filehne, Czarnikau und Kolmar mit Ausnahme der Gemeinde Schönfeld | 
und des Forſtgutsbezirkes Selgenau, die dem Reſtkreiſe Flatow einverleibt werden, werden zu dem 


Nebekreife vereinigt. 
8 3. 
Die Vorſchriften der Kreisordnung für die Provinzen Oft- und Weſtpreußen, Brandenburg, 
Pommern, Schleſien und Sachſen vom 13. Dezember 1872 in der Faſſung vom 19. März 1881 
Geſetzſamml. S. 179) und der dieſe ergänzenden Geſetze finden in den zur Reſtprovinz Poſen 


gehörigen Kreiſen Anwendung. Jedoch bleibt die Vorſchrift des § 4 Abſ. 1 Satz 3 des Geſetzes 


über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (Geſetzſamml. S. 205) unberührt. 


8 4. 


c) Aus den Kreiſen Schlochau, Flatow, Deutſch Krone, Netekreis, Stadt Schneidemühl, 


A 


Schwerin a. W., Meſeritz, Bomſt und Frauſtadt wird die Provinz Grenzmark Poſen-⸗Weſtpreußen 
gebildet. i i e 

e) Die Vorſchriften der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 (Geſetzſamml. S. 335) 
und der dieſe ergänzenden Geſetze finden Anwendung. 

(3) Der Oberpräſident übt gleichzeitig auch die Funktionen des Regierungspräſidenten aus. 
Inſoweit der Oberpräſident Beſchwerde- oder Aufſichtsinſtanz über den Regierungspräſidenten iſt, 
tritt an die Stelle des Oberpräſidenten der zuftändige Miniſter. Der Vorſitz im Provinzialrate 
geht in den Fällen, in denen der Oberpräſident infolge ſeiner Tätigkeit als Regierungspräſident 


behindert iſt, auf einen von dem Miniſter des Innern beauftragten Beamten des Oberpräſidiums über. 


1 
) Die Kreiſe Elbing-Stadt und Land, Marienburg, Marienwerder, Roſenberg und Stuhm 
werden mit der Provinz Oſtpreußen vereinigt. Der Regierungsbezirk Marienwerder führt den 
Namen „Weſtpreußen “. „ f 
(2) Der Provinzialausſchuß der Provinz Oſtpreußen iſt in der nächſten Tagung neu zu wählen. 
Bis zur Neuwahl bleibt der bisherige Provinzialausſchuß in Tätigkeit. 


9 6. 5 3 

(1) In den Kreiſen Niederung, Tilſit-Ragnit, Elbing ſowie in dem Netzekreiſe find Neuwahlen 

ju den Kreistagen vorzunehmen. Der- Wahltag wird von dem zuſtändigen Regierungspräſidenten 
beſtimmt. her 

(2) Der auf Grund des § 28 des Geſetzes über die Wahlen zum Staatsrate vom 16. De 

ſember 1920 (SHeſetzſamml. 1921 S. 90) gewählte Wahlkörper gilt als eiſter Provinziallandtag 

der Provinz Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen. 


6) Die Wahlzeit endet erſtmals zugleich mit der Wahlzeit der. übrigen Provinziallandtage. 


5 5 


aN. 


4 
4.275 


beträgt dreißig. 
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9. 75 
Die Zahl der Provinziallandtagsabgeordneten der Provinz Grenzmark Poſen „Weſtpreußen 


88. \ 


Der Provinzialausſchuß beſteht außer dem- Landesdirektor Landeshauptmann) aus einem Vor⸗ 1 


ſitzenden und ſieben gewählten Mitgliedern. 
8 9. | 
Die Reſtprovinzen Poſen und Weſtpreußen bleiben bis zu ihrer durch Geſetz vorzunehmenden 
Auflöſung als Provinzialverbände beſtehen. ee a ig RR 
$ 10. 
Die Provinzen Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen und Oſtpreußen übernehmen für eigene Rechnung 


die Verwaltung der den Reſtprovinzen Poſen und Weſtpreußen obliegenden Angelegenheiten mit 


Ausnahme der Abwicklungsangelegenheiten. Das Verwaltungsrecht umfaßt die Befugnis, im Rahmen 
einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft über die den Reſtprovinzen Poſen und Weſtpreußen gehörigen 


Gegenſtände zu verfügen. 


SB 
) Unter Auflöfung der bisherigen Organe der Reſtprovinzen Poſen und. Weſtpreußen wird 
die Abwicklung und Überleitung der Rechtsverhältniſſe dieſer Reſtprovinzen einer Abwicklungsſtelle 
unter der Bezeichnung „Provinzialabwicklungsſtelle Poſen-Weſtpreußen“ übertragen, deren Sitz vom 
Miniſter des Innern beſtimmt wird. f 
Ee) Die Abwicklungsſtelle beſteht aus einem vom Miniſter des Innern zu ernennenden Vor— 


ſitzenden und vier Mitgliedern, von denen je zwei von den Provinzialausſchüſſen der Provinzen 


Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen und Oſtpreußen gewählt werden. Der Vorſitzende führt die laufenden 


Geſchäfte. 


60). Der Inhalt der Abwicklungs- und Überleitungsgeſchäfte wird nach Anhörung der Provinzial— 
ausſchüſſe von dem Miniſter des Innern beſtimmt. SER 

(+) Die Provinzen Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen und Oſtpreußen tragen zu den Koſten der 
Abwicklungs⸗ und Überleitungsgeſchäfte nach dem Verhältniſſe des auf ſie entfallenden Anteils am 
Provinzialſteuerſoll zu dem Provinzialſteuerſoll der früheren Geſamtprovinzen bei. Zu den per— 
ſönlichen und ſächlichen Koſten der Abwicklungsſtelle und zu ſolchen Mehrkoſten der Abwicklung 
oder Überleitung, deren Entſtehungsurſachen lediglich in der Abtretung der Gebietsteile der ehemaligen 
Provinzen Weſtpreußen und Poſen zu finden ſind, tragen die Provinzen Grenzmark Poſen-Weſt⸗ 
preußen und Oſtpreußen nicht bei. 5 

5 . a 92 i 

) Die Unterhaltung der Provinzialkunſtſtraßen iſt von der Provinz Grenzmark Poſen— 
Weſtpreußen den zu ihr gehörigen Kreiskommunalverbänden gegen Gewährung einer laufenden Ent- 
ſchädigung aus der Provinzialdotation zu übertragen. Be 

(2) Der Beſchluß des Provinziallandtags über die Höhe der hierfür den Kreiskommunalver⸗ 
bänden zu zahlenden Beträge bedarf der Genehmigung des Provinzialrats. Die Entſcheidung des 


4 


Provinzialrats iſt endgültig. 


„ 5 
§ 13. 

li) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben wird der Provinz Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen eine jähr 
liche Dotation von 7.100 000 Mark zur Verfügung geſtellt. Die Dotation wird für das Rech⸗ 
nungsjahr 1922 aus den bereiteſten Mitteln des Staates berichtigt und für die Folge auf den 
Staatshaushaltsetat übernommen. 18727 g 7CCCCVT 
e) Die Dotationsrente der Provinz Oſtpreußen wird um denjenigen Betrag, der bisher an 
die Provinz Weſtpreußen zu zahlenden Dotationsrente erhöht, der auf die gemäß § 5 mit ihr ver⸗ 
einigten Teile der Reſtprovinz Weſtpreußen entfällt. f 

s) Mit dem Tage, an dem das Geſetz in Kraft tritt, wird die Zahlung der Dotationsrenten 
an die Reſtprovinzen Poſen und Weſtpreußen eingeſtellt. 8 ER 1 


f . 5 $ 14. : 
0) Soweit die eigenen Anſtalten der Provinz Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben nicht ausreichen, iſt ſie berechtigt, die Benutzung von Anſtalten der Nachbar⸗ 
provinzen gegen eine angemeſſene Entſchädigung in Anſpruch zu nehmen. 3 „ 
e) Über die Art der Inanſpruchnahme und die Höhe der Entſchädigung entſcheidet im Streit⸗ 
falle ein Schiedsgericht endgültig, das aus je einem von den Provinzialausſchüſſen der Nachbar⸗ 
provinz und der Grenzmark Poſen-Weſtpreußen zu wählenden Mitgliede ſowie einem von dieſen 
Mitgliedern gewählten Obmanne beſteht. Kommt eine Einigung über den Obmann nicht zuſtande, 
‚0 wird dieſer vom Miniſter des Innern beſtimmt. ö i 8 85 
W 9.45. i ; 
.) Soweit die Beamten der Reſtprovinzen Poſen und Weſtpreußen nicht von den 
Provinzen Grenzmark Poſen-Weſtpreußen und Oſtpreußen, übernommen werden, finden auf ſie die 
Vorſchriften des Unterbringungsgeſetzes vom 30. März 1920 Geſetzſamml. S. 63) Anwendung. 
ee) Das gleiche gilt für die Beamten der im 8 2 bezeichneten Reſtkreiſe, ſoweit ſie nicht von 
den neugebildeten Kreiskommunalverbänden übernommen werden. f 8 
(3) Bis zu ihrer Unterbringung haben die Beamten die Rechte und Pflichten der unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten und erhalten ihre Bezüge durch die Abwicklungsſtelle. an 


et $ 16. | 

() Soweit ſich bei der amtlichen Grenzfeſtſtellung ergibt, daß Reſtteile ſolcher Kommunal⸗ 
verbände, die durch den Vertrag von Verſailles abgetreten find, bei Preußen verbleiben, beſchließt 
derjenige Bezirksausſchuß über ihre kreiskommunale Zugehörigkeit, der vom Miniſter des Innern 
als zuſtändig beſtimmt wird. 

e) Im übrigen werden die kommunalen Verhältniſſe der bei Preußen verbliebenen Reſtteile 
derjenigen Landgemeinden und Gutsbezirke, deren Gebiet durch die Grenzführung des Vertrags 
von Verſailles durchſchnitten wird, einſchließlich der Auseinanderſetzung durch Beſchluß des Kreis⸗ 
ausſchuſſes geregelt. 9 a CC rer a 
s) Gegen den Beſchluß des Kreisausſchuſſes ſteht den beteiligten Landgemeinden und Guts⸗ 
beſitzern die Beſchwerde an den Bezirksausſchuß zu. Die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes iſt 
endgültig. N JFC 
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817. 


Die nach den SS 9 und 10 des Geſetzes, betreffend die Wahlen zu den Provinziallandtagen 
und zu den Kreistagen, vom 3. Dezember 1920 (Gefehfamml. 1921 S. 1) dem Provinzialausſchuß 
obliegenden Geſchäfte werden erſtmalig dem Regierungspräſidenten, die nach § 20 Abf. 1 in Ver⸗ 
bindung mit den §§ 9 und 10 dieſes Geſetzes dem Kreisausſchuß obliegenden Geſchäfte in dem 
Landkreiſe Tilſit Ragnit und dem Netzekreis erſtmalig dem Landrat übertragen. 


$ 18. 

) Der Stadtkreis Tilſit iſt verpflichtet, zugunften der mit ihm vereinigten Gemeindebezirke 
des Reſtkreiſes Tilſit 

1. die Verſorgung mit elektriſchem Strome zu fördern, 

2. den Weg am Linkuhnen⸗Seckenburger Damm auszubauen ſowie einen Weg in der Gr 
meinde Dwiſchacken in der Richtung auf den geplanten Induſtriehafen anzulegen, ſobald 
deſſen Errichtung begonnen wird, 

3. abgezweigte Verwaltungsſtellen zu errichten, ſoweit ein Bedürfnis hierfür vorliegt. 

(2) Die auf Grund dieſer Verpflichtungen zu treffenden Maßnahmen werden im Falle des 
Einſpruchs der Stadt Tilſit gegen eine Anordnung des Regierungspräſidenten durch Beſchluß des 
Bezirksausſchuſſes feſtgeſetzt. 

(3) Die in der Stadt Tilſit geltenden Ortsſatzungen, Obſervanzen, Reglements, Gemeinde— 
beſchlüſſe, Polizeiverordnungen und Steuerordnungen finden in dem Bezirke der bisherigen Land⸗ 
gemeinden Schillgallen, Dwiſchacken, Kallwen, Kaltecken, Senteinen und Moritzkehmen und des 
Gutsbezirkes Paszelgſten Anwendung. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens wird vom Magiſtrat beſtimmt. 

6) Bis zur Neuwahl der Stadtverordnetenverſammlung in Tilſit treten ihr fünf Abgeordnete 
aus den bezeichneten und den ſeit der letzten Stadtverordnetenwahl eingemeindeten ehemals ſelbſtändigen 
Gemeinden Kallkappen, Tilſit⸗Preußen, Stollbeck und Splitter hinzu, die nach den Grundſätzen der 
Verhältniswahl zu wählen ſind. Sämtliche Gemeinden bilden zuſammen einen Wahlbezirk. 


9 19. 

(1) Der Geſchäftsbezirk der Oſtpreußiſchen Landſchaft wird auf die im 8 5 genannten Kreiſe 
ausgedehnt. Das Plenarkollegium der Oſtpreußiſchen Landſchaft wird ermächtigt, an Stelle des 
Generallandtags die erforderlichen Übergangsbeſtimmungen zu beſchließen. 

) Die Zulegung der übrigen Teile der früheren Provinz Weſtpreußen zu Geſchäftsbezirken 
landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditanſtalten wird durch Verordnung des Staatsminiſteriums 
geregelt. 15 5 

5 § 20. PR 

) Der Minifter des Innern erläßt die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen An— 
ordnungen. 


(2) Er regelt insbeſondere den Geſchäftsgang der gemäß § 11 Abf. 1 errichteten Provinzial; 


abwicklungsſtelle Poſen-Weſtpreußen. 


m; 


— 177 — 
(3) Er beſtimmt dasjenige Jahr, das der im § 11 Abſ. 4 vorgeſchriebenen Beteiligung der 


8 


Provinzen Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen und Oſtpreußen an den Koſten der Abwicklungsverwaltung 
zugrunde zu legen iſt. Es bleibt ihm vorbehalten, ſtatt eines Jahres den Durchſchnitt mehrerer 


Jahre zu beſtimmen. Er kann den Maßſtab der im 8 11 Abſ. 4 vorgeſchriebenen Beteiligung der 


Provinzen Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen und Oſtpreußen an den Koſten der Abwicklungsverwaltung 


im Zuſammenhange mit der Auseinanderſetzung mit den Freiſtaaten Polen und Danzig erforder- 
lichenfalls anderweitig regeln. 


9 21. 
() Das Geſetz tritt rückwirkend mit dem 1. Juli 1922 in Kraft. 
i (2) Der Zeitpunkt, in welchem die SS 10 bis 13 in Kraft treten, wird vom Miniſter des 
Innern beſtimmt. a 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 21. Juli 1922. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Severing. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Gefekfanml. S. 357) find bekanntgemacht: 


J. Der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. Mai 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Überlandzentrale Oſtharz, Aktiengeſellſchaft in Deſſau, für die Errichtung 
von Hochſpannungsleitungsnetzen im Mansfelder Gebirgskreiſe und dem Kreiſe Quedlinburg, durch 
die Amtsblätter 5 

der Regierung in Merſeburg Nr. 22 S. 118, ausgegeben am 3. Juni 1922, und 
der Regierung in Magdeburg Nr. 25 S. 143, ausgegeben am 24. Juni 1922; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Mai 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Gewerkſchaft Hohenzollernhall in Böſau im Kreiſe Weißenfels für die 
Fortſetzung des Betriebs ihrer Braunkohlengrube Hedwig bei Böſau, durch das Amtsblatt der 
Regierung in Merſeburg Nr. 24 S. 129, ausgegeben am 17. Juni 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. Mai 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadt Hameln für die Erweiterung der ſtädtiſchen Waſſerverſorgungs⸗ 
anlage, durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 24 S. 123, ausgegeben am 
17. Juni 1922, 

4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Mai 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an das Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Effen a. Ruhr, 

für die Weiterführung ihrer Starkſtromleitung von Emmerich zu dem Grundſtücke der Clever 

Straßenbahn, durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 25 S. 235, ausgegeben am 

24. Juni 1922) 


2 
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5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Juni 1922, betreffend die Verleihung des 
Euteignungsrechts an die evangeliſche Kirchengemeinde Groß Särchen im Kreiſe Hoyerswerda für die 
Erweiterung ihres Kirchhofs, durch das Amtsblatt der Regierung in Liegnitz Nr. 27 S. 184, aus⸗ 
gegeben am 8. Juli 1922; 5 i 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Juni 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Ziegeleibeſitzer Dr. Karl Peters in Schierftein (Rhein) für die Erweiterung 
ſeines Ziegeleibetriebs, durch das Amtsblatt der Regierung in Wiesbaden Nr. 24 S. 157 „ausge⸗ 
geben am 17. Juni 1922; a 


7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Juni 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die ſtaatliche Elektrizitätsverwaltung in Hannover für den Bau von Über: 
landleitungen in den Stadt- und Landkreiſen Hannover, Linden und Hildesheim und in den Land- 

kreiſen Marienburg, Springe, Gronau, Alfeld und Neuſtadt a. Rbge, durch die Amtsblätter 
der Regierung in Hannover Nr. 25 S. 132, ausgegeben am 24. Juni 1922, und 
der Regierung in Hildesheim Nr. 25 S. 107, ausgegeben am 24. Juni 1922; 


8. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Juni 1922, betreffend die Verleihung des 
Euteignungsrechts an die Stadtgemeinde Waldenburg (Schleſien) für die Herſtellung einer Reſerve⸗ 
waſſerfaſſung, durch das Amtsblatt der Regierung in Liegnitz Nr. 27 S. 184, ausgegeben am 
8. Juli 1922; 

9. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. Juni 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Gewerkſchaft Großkraftwerk Main⸗Weſer zu Borken, Provinz Heſſen-Naſſau, 
für die Errichtung eines Großkraftwerkes in Borken, die Herſtellung eines Werkbahnhofs am dortigen 
Reichsbahnhofe, des Gleisanſchluſſes und der Seilbahn zum Großkraftwerk und für den Bau einer 
60 000-Boltleitung vom Großkraftwerke zum Aumſpannwerke Felsberg bei Genſungen, durch das Amts— 
blatt der Regierung in Caſſel Nr. 26 S. 169, ausgegeben am 1. Juli 1922; 


10. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Juni 1922, betreffend die Genehmigung der 
von dem Verwaltungsrate der Weſtpreußiſchen Landſchaft und der Neuen Weſtpreußiſchen Landſchaft 
am 24. Juni 1922 gefaßten, die Auflöfung der Landſchaftlichen Bank der Provinz Weſtpreußen in 
Danzig betreffenden Beſchlüſſe, durch das Amtsblatt der Regierung in Marienwerder Nr. 27 S. 127, 

ausgegeben am 8, Juli 1922. N 


- Redigiert in Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedrückt in der Reichsdruckerei. 
Der Bezugspreis für die Preußiſche Geſetzſammlung iſt auf 40 Mark jährlich einſchließlich der geſetzlichen Zeitungsgebühr feſtgeſetzt. Der Preis für einzelne 
Stücke beträgt 1 Mark 20 Pfennig für den Bogen, für die Hauptfachverzeichniſſe 1806 bis 1883 50 Mark und 1884 bis 1913 26 Mark. 
Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


